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verkehr geleistet wird, die nachstehenden Verrech­
nungsverfahren anzuwenden:

a) das Überweisungsverfahren,

b) das Scheckverfahren,

c) das Lastschriftverfahren,

d) das Akkreditivverfahren.

(2) Das Überweisungs- und das Scheckverfahren als 
diejenigen Verrechnungsverfahren, die dem Käufer die 
Wahrnehmung seiner Rechte ermöglichen, die Waren­
lieferung oder sonstige Leistung vor Bezahlung des 
Rechnungsbetrages zu prüfen und die Bezahlung bei 
Vertragsverletzungen ganz oder teilweise zu verwei­
gern, sind in der Volkswirtschaft zu den hauptsächlich­
sten Verrechnungsverfahren zu entwickeln. Das Scheck­
verfahren ist vorzugsweise in solchen Fällen anzuwen­
den, bei denen der Käufer die Warenlieferung oder 
sonstige Leistung unmittelbar vom Verkäufer entgegen­
nimmt und ihre sofortige Prüfung möglich ist.

(3) Das Lastschriftverfahren darf nur dann angewen­
det werden, wenn auf Grund der Eigenschaft der Ware 
oder der Leistung ihre Prüfung durch den Käufer vor 
Bezahlung nicht möglich oder nicht erforderlich ist. Es 
ist deshalb bei Lieferungen von Elektroenergie, Gas, 
Wärme und Wasser anzuwenden. Über die Zulassung 
des Lastschriftverfahrens für weitere Waren- oder 
Leistungsarten entscheidet der Präsident der Deutschen 
Notenbank im Einvernehmen mit den Leitern der zu­
ständigen zentralen Staatsorgane; er kann diese Ent­
scheidungsbefugnis auf die Leiter anderer Bankorgane 
übertragen.

(4) Das Akkreditivverfahren kann angewendet wer­
den, wenn der Verkäufer auf Grund schlechter Zah­
lungsdisziplin des Käufers ein berechtigtes Interesse 
hat, daß vor der Warenlieferung oder sonstigen Lei­
stung die Bezahlung des Rechnungsbetrages sicher­
gestellt wird.

(5) Die Banken nehmen Abbuchungen von den Kon­
ten der Betriebe zum Zwecke der Bezahlung von 
Warenlieferungen und sonstigen Leistungen nur mit Zu­
stimmung der Kontoinhaber oder als Zwangsabbuchun­
gen nach Maßgabe der hierfür geltenden Bestimmun­
gen vor. Im Lastschriftverfahren erfolgt die Ab­
buchung auf Grund des vom Verkäufer eingereichten 
Lastschriftauftrages. Hatte der Verkäufer das Last­
schriftverfahren unberechtigt angewendet, so hat der 
Käufer gegen ihn Anspruch auf Rückverrechnung des 
Rechnungsbetrages und Ersatz eines weitergehenden 
Schadens nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmun­
gen.

§3

Rechte und Pflichten der Betriebe 
und der ihnen übergeordneten Organe

(1) Die Betriebe sind als Käufer für die rechtzeitige 
Bereitstellung der zur Bezahlung ihrer Verbindlich­
keiten erforderlichen Geldmittel verantwortlich und 
disponieren über deren Verwendung. Stellt der Käu­
fer bei Prüfung der Warenlieferung oder sonstigen 
Leistung Vertragsverletzungen fest, kann er auf der 
Grundlage der hierfür geltenden gesetzlichen Bestim­
mungen die Bezahlung des Rechnungsbetrages ganz 
oder teilweise verweigern. Erfolgt die Verrechnung im 
Lastschriftverfahren, so kann der Käufer bei Vertrags­

verletzungen des Verkäufers die weitere Verrechnung 
seiner Geldverbindlichkeiten im Lastschriftverfahren 
ablehnen. ■

(2) Die Betriebe sind als Verkäufer für die ordnungs­
gemäße Realisierung ihrer Geldforderungen verant­
wortlich. Sie treffen gegenüber säumigen Schuldnern 
solche Maßnahmen, die auf eine Verbesserung der 
Zahlungsdisziplin gerichtet sind (z. B. Berechnung von 
Verspätungszinsen, Forderung auf Akkreditivstellung, 
Einleitung eines Schiedsverfahrens vor dem Staatlichen 
Vertragsgericht).

(3) Die Betriebe haben das Recht, im Rahmen dieser 
Verordnung das anzuwendende Verrechnungsverfahren 
und die Zahlungsbedingungen zu vereinbaren; diese 
Vereinbarungen sind in die Wirtschaftsverträge auf­
zunehmen.

(4) Die WB (bzw. die ihnen in anderen Bereichen 
der Volkswirtschaft gleichzustellenden Organe) haben 
das Recht, im Rahmen dieser Verordnung innerhalb 
ihres Verantwortungsbereiches festzulegen bzw. mit 
anderen leitenden Organen zu vereinbaren, welche 
Verrechnungsverfahren und Zahlungsbedingungen an­
zuwenden sind. Für Bereiche, in denen Organe nach 
Satz 1 nicht bestehen, werden die Festlegungen oder 
Vereinbarungen von den zentralen Staatsorganen ge­
troffen.

(5) Die im Abs. 4 genannten Organe haben zu sichern, 
daß die Bestimmungen dieser Verordnung und dar 
dazu erlassenen Anordnungen durch die ihnen zuge­
ordneten Betriebe eingehalten werden, insbesondere 
hinsichtlich der Anwendung der ökonomisch richtigen 
Verrechnungsverfahren.

§4
Rechte und Pflichten der Banken

(1) Die Banken haben den Verrechnungsverkehr auf 
der Grundlage dieser Verordnung und der dazu er­
lassenen Anordnungen durchzuführen. Sie sind für eine 
volkswirtschaftlich rationelle Abwicklung des Verrech­
nungsverkehrs verantwortlich.

(2) Die Banken kontrollieren im Rahmen ihrer ope­
rativen Finanzkontrolle die Einhaltung der Verrech­
nungsgrundsätze entsprechend dieser Verordnung und 
den zwischenbetrieblichen Zahlungsausgleich.

(3) Die Banken wirken mit den Mitteln des Kredites, 
insbesondere durch die Festlegung entsprechender Kre­
ditbedingungen in den Kreditverträgen, auf die ökono­
misch richtige Anwendung der Verrechnungsverfahren 
durch die Betriebe ein.

§5
Fälligkeit

(1) Die Fälligkeit der Verbindlichkeiten aus Waren­
lieferungen und sonstigen Leistungen tritt mit dem 
Ablauf der jeweils geltenden Zahlungsfrist ein.

(2) Bestimmungen über die Zahlungsfristen und über 
die Höhe der bei Überschreitung der Zahlungsfrist 
vom Käufer an den Verkäufer zu zahlenden Verspä­
tungszinsen erläßt — soweit nicht in Gesetzen oder 
Verordnungen besondere Regelungen getroffen sind — 
der Minister der Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Präsidenten der Deutschen Notenbank und den Lei­
tern der zuständigen zentralen Staatsorgane.


